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(Entschließungen, Empfehlungen und Stellungnahmen) 

EMPFEHLUNGEN 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

EMPFEHLUNG DER KOMMISSION 

vom 27. Oktober 2011 

für eine Initiative zur gemeinsamen Planung der Forschungsprogramme „Die Problematik des 
Wassers in einer Welt im Wandel“ 

(2011/C 317/01) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 181, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verfügbarkeit von Wasser in ausreichender Menge 
und angemessener Qualität ist ein Thema von hoher 
Priorität und eine europa- und weltweite gesellschaftliche 
Herausforderung. 

(2) Im Rahmen der Strategie „Europa 2020“ wird mit der in 
der Mitteilung der Kommission vom 26. Januar 2011 
dargestellten Leitinitiative „Ressourcenschonendes Europa 
— eine Leitinitiative innerhalb der Strategie Europa 
2020“ ( 1 ) die Bedeutung des Wassers als zentraler natür­
licher Ressource in Erinnerung gerufen, die eine der 
Grundlagen der europäischen und der globalen Wirt­
schaft und unserer Lebensqualität darstellt. Ferner wird 
mit der in der Mitteilung der Kommission vom 
6. Oktober 2010 („Leitinitiative der Strategie Europa 
2020 Innovationsunion“) ( 2 ) beschriebenen Leitinitiative 
anerkannt, dass die Wasserversorgung eine wachsende 
Herausforderung für die Gesellschaft und einen vorrangi­
gen Bereich für die Innovation darstellt; gleichzeitig mit 
den Zielen der EU-Wasserpolitik sollen ein guter öko­
logischer, chemischer und mengenmäßiger Zustand der 
Gewässer, eine nachhaltige Wassernutzung, ein geringerer 
Wasserverbrauch in der EU und eine höhere Wasserver­
sorgungssicherheit erreicht und die weltweite Führungs­
rolle der europäischen Wasserindustrie gestärkt werden. 

(3) In den nächsten 20 Jahren dürfte die auf globaler Ebene 
bestehende Diskrepanz zwischen der Nachfrage nach 
Wasser und dessen Verfügbarkeit beträchtlich zunehmen. 
Ein konzertiertes Vorgehen auf einer starken wissen­
schaftlich-technischen Basis bei umfassender Berücksich­
tigung der lokalen geografischen, politischen, sozioöko­

nomischen und kulturellen Bedingungen ist erforderlich, 
um das schwierige Gleichgewicht zwischen Wassernach­
frage und -bedarf zu erreichen, Prioritäten zu setzen für 
den Umgang mit schlechter Wasserversorgung oder Was­
serknappheit und langfristig unsere Wasserökosysteme zu 
erhalten. Im Hinblick darauf bereitet die Europäische 
Kommission derzeit für 2012 einen Vorschlag für den 
Schutz der europäischen Wasserressourcen vor (Blueprint 
to Safeguard Europe's Waters), der Maßnahmen zur Si­
cherstellung ausreichender Wassermengen von guter 
Qualität für alle legitimen Verwendungszwecke in der 
EU enthalten wird. 

(4) Es besteht die Gefahr, dass ein beträchtlicher Anteil der 
europäischen Binnengewässer bis 2015 nicht den in der 
Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines 
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im 
Bereich der Wasserpolitik ( 3 ) vorgegebenen guten öko­
logischen Zustand erreicht. Diese Gefahr ist auf unter­
schiedliche Faktoren und Belastungen zurückzuführen, 
die von der EUA in ihrem Bericht über den Zustand 
der Umwelt 2010 genannt werden. Die Wasserver­
schmutzung gibt weiterhin zu gesundheitlichen Bedenken 
Anlass, insbesondere bezüglich der Exposition gegenüber 
neuen Kontaminanten, der Folgen in einigen europäi­
schen Gewässern festgestellter Chemikalienmischungen 
und der möglichen Risiken einer mikrobiologischen Kon­
tamination. 

(5) Der Klimawandel wird sich auch in Zukunft auf die Was­
serökosysteme Europas auswirken: Wasser dürfte häufiger 
knapp werden, die Dürren dürften häufiger und gravie­
render ausfallen, insbesondere in den Mittelmeerländern, 
und in weiten Teilen Europas dürfte es mehr Über­
schwemmungen geben. 

(6) Eine intensive Landwirtschaft zur Produktion größerer 
Mengen an Nahrungsmitteln und Biomasse könnte den
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Süßwasserbedarf zu Bewässerungszwecken anheben, wo­
durch die Wasserreserven stärker beansprucht würden. Es 
sollten rasch wasserressourcenschonende Lösungen ent­
wickelt werden, durch die die Bewässerung effizienter 
wird, der Wasserverbrauch zurückgeht und Grundwasser­
leiter nachhaltig bewirtschaftet und erhalten werden. 

(7) Eine immer stärkere Urbanisierung und die Ausdehnung 
der bebauten Umwelt — einschließlich der Schifffahrts- 
und Energieinfrastrukturen — führen zu hydro-morpho­
logischen Veränderungen, die sich auf Oberflächen- und 
Grundwasserkörper, Habitate und andere Faktoren der 
Biodiversität auswirken. Ein stärker integriertes Vorgehen 
bei der Planung wäre daher äußerst nützlich. Hierbei 
sollte man sich auf zuverlässige Überwachungssysteme 
und eine ganzheitliche Beurteilung der kausalen Zusam­
menhänge zwischen Landnutzungsänderungen und Was­
serökosystemen stützen. 

(8) Die Wasserinfrastrukturen in Europa werden aufgrund 
ihres Alters, der Schäden durch Grabungen, unzurei­
chende Wartung oder Überlastung immer anfälliger für 
Störungen bzw. Ausfälle. Der Wasserverlust durch un­
dichte Wasserversorgungssysteme ist Berichten zufolge 
in einigen Teilen Europas beträchtlich (5-40 % des beför­
derten Wassers). 

(9) Die wirtschaftliche Bedeutung des europäischen Wasser­
sektors ist hoch (durchschnittliche Wachstumsrate 5 %, 
Umsatz von etwa 80 Mrd. EUR jährlich). Auf ihn entfällt 
etwa ein Drittel des globalen Wassermarktes. Eine stärker 
strategisch ausgerichtete Zusammenarbeit im Bereich der 
Forschung und Innovation zum Thema Wasser in Europa 
kann zu wissenschaftlichen und technologischen Durch­
brüchen führen, die der europäischen Wettbewerbsfähig­
keit auf den internationalen Märkten dienen und zu einer 
europäischen Wirtschaft beitragen könnten, in der Was­
ser effizienter eingesetzt wird, außerdem zu den neu for­
mulierten EU-2020-Zielen einer intelligenteren, nachhal­
tigeren und stärker integrativen Wirtschaft. 

(10) Der Ausbau der wissenschaftlichen und technologischen 
Wissensbasis in Europa ist wesentlich, um die gesell­
schaftlichen, ökologischen und wirtschaftlichen Aspekte 
der Wasserproblematik anzugehen. 

(11) In ganz Europa werden zwar herausragende Forschungs­
arbeiten durchgeführt, die Forschung zum Thema Wasser 
ist derzeit jedoch recht komplex und zu stark fragmen­
tiert. Zahlreiche europäische, nationale und regionale For­
schungsnetze und -einrichtungen legen ihre strategischen 
Forschungspläne in diesem Bereich relativ isoliert von­
einander fest, weshalb es Überschneidungen oder konkur­
rierende Forschungsaktivitäten gibt, die jedoch häufig 
nicht über eine kritische Masse verfügen. 

(12) Da im größten Teil des EU-Gebiets die Wassereinzugs­
gebiete grenzüberschreitend sind, muss grenzübergreifend 
zusammengearbeitet werden, wenn die erforderliche kri­
tische Masse in Bezug auf Sachverstand, Aktivitäten und 
institutionelle Kapazitäten erreicht werden soll, die eine 
effektivere Nutzung des europäischen Forschungspotenzi­
als und miteinander vereinbare, grenzübergreifende Lö­
sungen ermöglicht. 

(13) Eine gemeinsame Programmplanung im Bereich der For­
schung zur „Problematik des Wassers in einer Welt im 
Wandel“ würde zur Koordinierung der Forschung und 
zum vollständigen Funktionieren des Europäischen For­
schungsraums im Bereich „Süßwasser“ beitragen; hier­
durch dürfte die Führungsposition Europas und die Wett­
bewerbsfähigkeit seiner einschlägigen Forschung gestärkt 
werden und die Ziele der EU-Wasserpolitik würden un­
terstützt. 

(14) Auf seiner Tagung am 26. Mai 2010 ( 1 ) befand der Rat 
(Wettbewerbsfähigkeit), dass im Bereich der „Problematik 
des Wassers in einer Welt im Wandel“ eine gemeinsame 
Programmplanung im Hinblick auf die Verminderung der 
Fragmentierung der Forschungsanstrengungen der Mit­
gliedstaaten einen wesentlichen Mehrwert bringen würde. 
In seinen Schlussfolgerungen erkannte er daher die Not­
wendigkeit an, eine Initiative für die gemeinsame Pro­
grammplanung zum Thema „Süßwasser“ einzuleiten, 
und forderte die Kommission auf, sich an der Vorberei­
tung zu beteiligen. Der Rat bekräftigte außerdem, dass die 
gemeinsame Programmplanung ein Prozess sei, der von 
den Mitgliedstaaten gestaltet wird und bei dem die Kom­
mission eine unterstützende Rolle übernimmt. 

(15) Die Wasserforschung ist ein zentraler Bereich innerhalb 
des Forschungsrahmenprogramms der Union, das für die 
Unterstützung der EU-Politik von außerordentlicher stra­
tegischer Bedeutung ist; die globale Dimension der Was­
serversorgungsprobleme wird dabei berücksichtigt. Die 
Tätigkeiten im Rahmen dieser gemeinsamen Programm­
planungsinitiative müssen eng mit dem Siebten Rahmen­
programm der EU und künftigen EU-Programmen in 
diesem Bereich koordiniert werden, insbesondere mit 
dem Rahmenprogramm für Forschung und Innovation 
„Horizont 2020“ (2014-2020). 

(16) Wie die Auswertung der nationalen Forschungsaktivitä­
ten, ausgeführt in der Arbeitsunterlage der Kommissions­
dienststellen, bestätigt hat, ist eine bessere Koordinierung 
notwendig, um die Effektivität und Wirkung der For­
schung zu steigern und Doppelarbeit zu vermeiden, 
und zwar durch die Aufstellung eines gemeinsamen stra­
tegischen Plans. 

(17) Damit die Kommission dem Europäischen Parlament und 
dem Rat über die Fortschritte aller gemeinsamen Pro­
grammplanungsinitiativen Bericht erstatten kann, müssen 
die Mitgliedstaaten der Kommission regelmäßig über die 
Fortschritte bei dieser gemeinsamen Programmplanungs­
initiative berichten — 

HAT FOLGENDE EMPFEHLUNG ABGEGEBEN: 

1. Die Mitgliedstaaten sollten ein gemeinsames Konzept dafür 
entwickeln, wie Forschungszusammenarbeit und -koordinie­
rung auf EU-Ebene dazu beitragen können, die Herausforde­
rung der Schaffung nachhaltiger Wassersysteme für eine 
nachhaltige Wirtschaft in Europa und weltweit zu bewältigen 
und die Chancen eines solchen gemeinsamen Konzepts sinn­
voll zu nutzen.
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2. Die Mitgliedstaaten sollten ferner einen gemeinsamen strate­
gischen Forschungsplan entwickeln, in dem der mittel- bis 
langfristige Forschungsbedarf und die mittel- bis langfristigen 
Forschungsziele im Bereich „Süßwasser“ ermittelt bzw. fest­
gelegt werden. Die Strategie sollte einen Durchführungsplan 
enthalten, in dem Prioritäten und Zeitpläne festgelegt und die 
für ihre Umsetzung erforderlichen Maßnahmen, Instrumente 
und Ressourcen genannt werden. 

3. Die Mitgliedstaaten sollten die folgenden Maßnahmen in den 
strategischen Forschungsplan und den Durchführungsplan 
aufnehmen: 

a) Bestimmung von relevanten nationalen Programmen, For­
schungstätigkeiten und EU-weit koordinierten For­
schungsprogrammen sowie Informationsaustausch über 
diese Programme und Tätigkeiten; 

b) Ausbau der gemeinsamen Zukunftsforschung und der 
Technologiebewertungskapazitäten; 

c) Austausch von Informationen, Ressourcen, bewährten 
Praktiken, Methoden und Leitlinien; 

d) Bestimmung von Bereichen, Forschungstätigkeiten oder 
Pilottests, für die die Koordinierung, gemeinsame Auffor­
derungen zur Einreichung von Vorschlägen oder die Bün­
delung von Ressourcen (einschließlich finanzieller Res­
sourcen) einen Nutzen bringen würden; 

e) Festlegung der Modalitäten für die Forschungstätigkeiten, 
die in den unter Buchstabe d genannten Bereichen ge­
meinsam durchgeführt werden sollen; 

f) Gewährleistung der Koordinierung und der Nutzung von 
Synergien mit bestehenden Forschungs- und Innovations­
initiativen in der Union, z. B. mit dem Rahmenpro­
gramm, und mit anderen relevanten gemeinsamen Pro­
grammplanungsinitiativen (insbesondere „Vernetzung des 
Klimawissens für Europa“, „Das städtische Europa — glo­
bale Herausforderungen, gemeinsame europäische Lösun­
gen“, „Intakte und fruchtbare Meere und Ozeane“); 

g) gegebenenfalls gemeinsame Nutzung vorhandener For­
schungsinfrastrukturen bzw. Entwicklung neuer Instru­
mente wie koordinierter Datenbanken oder von Modellen 
zur Untersuchung wasserbezogener Prozesse; 

h) Förderung einer engeren Zusammenarbeit zwischen dem 
öffentlichen und dem privaten Sektor sowie eines Um­
felds der offenen Innovation zwischen den verschiedenen 
wasserbezogenen Forschungstätigkeiten und Wirtschafts­
bereichen; 

i) Export und Veröffentlichung des Wissens, der Innovatio­
nen und der interdisziplinären methodischen Ansätze, 
insbesondere bei politikrelevanten Ergebnissen; 

j) Unterstützung politischer Entscheidungen auf nationaler 
und auf EU-Ebene durch wissenschaftliche und technolo­
gische Informationen; 

k) Schaffung von Netzwerken zwischen den Zentren, die 
sich mit der Wasserforschung beschäftigen. 

4. Die Mitgliedstaaten sollten für eine effiziente gemeinsame 
Verwaltungsstruktur im Bereich der Wasserforschung sorgen, 
deren Aufgabe es ist, gemeinsame Bedingungen, Regeln und 
Verfahren für die Zusammenarbeit und Koordinierung fest­
zulegen und die Umsetzung des strategischen Forschungs­
plans zu überwachen. 

5. Die Mitgliedstaaten sollten den strategischen Forschungsplan 
über ihre nationalen Forschungsprogramme und im Einklang 
mit den Leitlinien zu den Rahmenbedingungen für eine ge­
meinsame Programmplanung, die von der hochrangigen 
Gruppe des Rates für die gemeinsame Programmplanung 
ausgearbeitet wurden, gemeinsam umsetzen. 

6. Ferner sollten die Mitgliedstaaten mit der Kommission zu­
sammenarbeiten, um mögliche Initiativen zu bestimmen, mit 
denen die Kommission die Mitgliedstaaten bei der Entwick­
lung und Umsetzung des strategischen Forschungsplans und 
bei der Koordinierung der gemeinsamen Programme mit an­
deren Initiativen der Union in diesem Bereich unterstützen 
kann. 

7. Die Mitgliedstaaten sollten eng mit dem Strategischen Forum 
für die internationale wissenschaftlich-technische Zusammen­
arbeit (SFIC) zusammenarbeiten, um gegebenenfalls eine in­
ternationale Dimension in den strategischen Forschungsplan 
aufzunehmen und umzusetzen und um die Übereinstim­
mung mit den Initiativen des SFIC zu gewährleisten, die 
dieses gemeinsam mit Nicht-EU-Ländern bzw. für diese er­
greift. 

8. Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission in Form jähr­
licher Berichte über die Fortschritte dieser Initiative für eine 
gemeinsame Programmplanung berichten. 

Brüssel, den 27. Oktober 2011 

Für die Kommission 

Máire GEOGHEGAN-QUINN 
Mitglied der Kommission
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